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„

V e r s c h w e n d u n g

Da müssen wir ran“
Neben dem Streit um die Diäten der Bundestagsabgeordneten ist nun noch eine zweite Polit-Kaste unter Beschuß
geraten: Der Rausschmiß eines hessischen Staatssekretärs schürt den Unmut darüber, daß Spitzenbeamte mit
Millionenbezügen in den vorzeitigen Ruhestand geschickt werden – manche nach nur wenigen Monaten Arbeit.
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er Terror begann,noch bevor Jo
hannes Schädler, 38,seine EntlasD sungsurkunde in den Händenhielt.

„Sie Schmarotzer“, bellte es ihm etw
am Telefon entgegen, und auch mit d
Postkamen übleSchmähungen.

Sogar im Brötchenladen um dieEcke
fühlte sich der Marburger plötzlich
schief angeguckt. Einmal lag dieBild-
Zeitung mit dem Kopf nachunten auf
dem Tresen. Als er das Blatt herum
drehte, sah er,warum: Auf der ersten
Seiteprangtesein Foto – unter derfet-
ten Schlagzeile „Jetzt reicht’s! Dieser
Politiker kassiert Millionen fürsNichts-
tun!“

Die Wut auf den vor zweiWochen
entlassenenhessischen Familien-Staa
sekretärgilt der üppigen Pension, m
der ihm der Rauswurfversüßt wird.
Fünf Jahrelang wird Schädler mit 75
Prozent seines bisherigen Salärs vo
Schädler
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Polit-Pensionäre: „Diese Auswüchse kann
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Staat freigehalten – dassind knapp
11 000 Mark brutto im Monat.

Danachwird Schädler eine Beamten
pension in Höhe von mindestens eine
Drittel seinesGehaltsbekommen. Auf
Lebenszeit, wie die CDU-Opposition i
Land fix ausgerechnethat, macht das
insgesamtrund vier Millionen Mark –
und das nach nurvier Monaten Amts-
zeit.

Nach dem Krach um die Diäten d
Bundestagsabgeordneten ist mit d
Fall Schädler nun auch eine Edelkas
im Öffentlichen Dienst unterBeschuß
geraten – diepolitischenBeamten. Die
Empörunggilt vor allem Parteien und
dem Gesetzgeber, denn Schädler nimmt
nur, was ihmzusteht.

Nach den Beamtengesetzen können
Spitzenkräfte wie Staatssekretäre, A
teilungsleiter, Regierungssprecheroder
die Leiter der Verfassungsschutzämter
ich keinem von Arbeitslosigkeit bedrohten
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zum Beispiel bei Meinungsverschiede
heiten mit ihrem Chef jederzeit in de
einstweiligen Ruhestandversetzt wer-
den. Fürdieses Risikowerden diePolit-
beamtenluxuriös entschädigt.

Eine Sonderstellung, dieangesichts
explodierender Versorgungslasten d
öffentlichen Kassenimmer fragwürdiger
wird. Bis 2040, hat dieTrierer Verwal-
tungsexpertin Gisela Färber berechnet
werdensich dieVersorgungskosten de
Bundes, der Länder und Gemeind
von derzeitknapp 40Milliarden Mark
auf 238 MilliardenMark pro Jahrnahe-
zu versechsfachen (sieheGrafik).

„Geradezuskandalös“nennt esKarl
Heinz Däke, Präsident des Bundes d
Steuerzahler, wenn da auch noch die
litischen Frührentner mit „hohenPen-
sionen fürs Nichtstun“belohnt werden.

Einige Länder haben die Möglichkeit,
sich teure politische Beamte zu halten
Schreckenberger
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Ein neuer
Job – und

weiterhin Pension
besondersweidlich ausgenutzt. In Hes
sen etwa genießen nicht nur Staatsse
täre und der Regierungssprecher die
Status, sondern auch die Pressespre
der Ministerien, die persönlichenRefe-
renten derMinister und desLandtags,
die Fraktionsassistenten im Landtag
pro Legislaturperiodesind dastheore-
tisch rund 60 potentielle Edelpensio
näre.

Allein die Versorgung derunterMini-
sterpräsidentHansEichel (SPD) produ
zierten Zwangsruheständler kostet na
Berechnungen des Steuerzahlerb
des insgesamtknapp 100 Millionen
Mark.

In Thüringen gehören dieFrauenbe-
auftragte und der Ausländerbeauftrag
der Regierung zur Sonderkaste,teilwei-
se auch noch die Leiter der Ministerb
ros. In Rheinland-Pfalz können sogar
simple Abteilungsleiter zu politische
Beamtenerklärt werden.

Das Recht auf früheLuxuspensionen
bescherten Bund und Länderihren Ver-
trauensleuten1976 mit demBeamten-
versorgungsgesetz. Bisdahin war das
Auffangpolster wenigerweich: Ruhe-
ständler erhieltenfünf Jahrelang nicht
wie heute 75 Prozentihrer Bezüge,son-
dern die Hälfte, und der bezahlte Mü
ßiggangwurde auchnicht wie heute für
die Pension angerechnet. Das Ruhe
halt wurde zudem nach der tatsächli-
chen Dienstzeit und nicht, wieheute,
automatisch nach der höchsten Dien
altersstufe kalkuliert.

Während reguläre Beamte minde-
stens fünfJahrelang für denStaat gear
beitet haben müssen, um einenPensi-
onsanspruch zuhaben,steht denpoliti-
schen, sobald sie auf Lebenszeit ver
amtet sind, die Versorgung sofort zu
Da reiche theoretisch „im Grenzfa
schon ein einziger Tag im Amt“
schimpft der StaatsrechtlerHans Her-
bert von Arnim.

Kritiker der staatlichen Absahner-
mentalität wie vonArnim fordern,wie-
der zur alten Regelung zurückzukehre
Der sächsischeRechnungshofpräside
Alfred Wienrich: „Die 75-Prozent-Ver
gütung muß gesenktwerden.“

Inzwischenmachen aucheinige Län-
der Druck: Bei der anstehenden Refo
des Dienstrechtswollen sie die Pfründen
der politischen Beamten beschneiden
lassen. „Die antiquierten Bestimmu
gen für politischeBeamte müssen novel
liert werden“, fordert etwa derhessische
SPD-FraktionschefArmin Clauss.

Auch in anderen Ländernwächst das
Unbehagen an denPensions-Günstlin-
gen. „Diese Auswüchse“, so der sächsi-
sche Umweltminister Arnold Vaatz
(CDU), „kann ich keinem vonArbeits-
losigkeit bedrohtenOst-Bürgervermit-
teln.“

Die Länder hattenschon imMai, öf-
fentlich weitgehend unbeachtet, bei-
-
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spielsweise vorgeschlagen, das Übe
gangsgeld auf vierJahre zuverkürzen.
Ein Ruhegehaltsanspruchsolleauch erst
nachzweijähriger Amtszeitentstehen.

Auch die Vergabe vonSpitzenpositio-
nen auf Zeit, wie sie die Ländermehr-
heit fordert, könnte diepolitischen Be-
amtentreffen.

Doch Bundesinnenminister Manfre
Kanther (CDU), der ineinigenWochen
einen Gesetzentwurfgegen denTrend
zur Frührente bei normalen Beamt
vorlegen soll, will die Elite-Verwalter
offenbar noch verschonen.

Die Bonner Regierungskoalitionwill
den 2,1 Millionen deutschenBeamten
die Flucht in den vorzeitigenRuhestand
unter anderemdurch finanzielle Einbu-
ßen und strengereärztliche Kontrollen
-

-

verleiden. „Änderungen zu denpoliti-
schen Beamten“, so ein Kanther-Un
tergebener, seien jedoch „nicht ge
plant“.

Auch der innenpolitische Spreche
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, E
win Marschewski,bremst: „Da müssen
wir ran, das istklar“, sagt er,doch will
er erst den für den Winter angekündig-
ten Versorgungsbericht der Regieru
abwarten. Als sei das Zahlenwerk üb
die Pensionskosten dazu noch nötig.

Denn sobald eine Regierungwech-
selt oder einMinisterpräsidentsein Ka-
binett umbildet, beginntfast immer der
Kehraus derpolitischen Beamten. Die
neuen Minister wollen meist nicht mi
den Vertrautenihrer Vorgängerzusam-
menarbeiten,zumal wenn die einande-
res Parteibuchhaben. Außerdemwar-
ten oft die eigenenLeute auf die Po
sten. Aber auch wer inUngnade fällt,
ist leicht aufStaatskosten zuentfernen.

So war ClemensStroetmann, 49, Ex
Staatssekretär imBonner Umweltmini-
sterium, der Umweltministerin Angel
Merkel (CDU) offenbar zuunbequem
Anfang des Jahres wurde eraufs üppig
ausgestattete Altenteil gesetzt.Sein
Kollege Meinhard Ade, 51, Ex-Vize-
Amtschef im Bundespräsidialamt, be-
kam im Juli 1994 vonBundespräsident
Roman Herzog bei dessenAmtsantritt
den goldenen Handschlag, obwohlbei-
de Christdemokraten sind.

Johann Eekhoff, 54,Ex-Staatssekre
tär im Wirtschaftsministerium,machte
als Zwangsfrührentner zuJahresbeginn
Platz für denlangjährigen Wirtschafts
berater desKanzlers, Johannes Lud
wig.

Die neuen Länder übernahmen d
Praxis gern, um sich etwa ungeliebte
West-Beamter wieder zu entledigen.



.

A
C

TI
O

N
P

R
E

S
S

.

Pensionskritiker Vaatz, Marschewski: Früher Luxus
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erwischte es den DüsseldorferWolf-
gang Nowak, Ex-Staatssekretär i
sächsischenKultusministerium, als im
Oktober 1994sein Minister ausgewech
selt wurde. Nowak ist heute Berate
und Lehrbeauftragter an derUniversi-
tät Witten/Herdecke.

Selbstwenn Politbeamtewegeneige-
ner Fehler in die Wüstegeschickt wer-
den, fallen sie so weich wieihre Kolle-
gen. Etwa ManfredSteinbach,Ministe-
rialdirektor im Bundesgesundheitsmin
sterium, geschaßt imOktober 1993,
weil Hinweise auf HIV-infizierte Blut-
konserven nicht weitergemeldetwur-
den. OderGeneralbundesanwaltAlex-
ander vonStahl, 1993 entlassen wege
Informationspannen imFall Bad Klei-
nen.

Mit der Versorgungsollen die Be-
amten gegen das Risiko abgesiche
werden, nach ihrerEntlassung kein
vergleichbare Stelle zufinden. Doch
Arbeitsmarktexperten halten die Vo
sorge für übertrieben. „Spitzenbeam
te“, so Heinz Evers, Geschäftsführer
bei der Kienbaum-Personalberatung
Gummersbach, „werden draußen v
einem persönlichen Beziehungsgeflech
aufgefangen; sie bleiben in der Reg
nicht lange arbeitslos.“

So fand der ehemalige Staatssekre
im Verteidigungsministerium,Manfred
Timmermann,nach seinem Abgang im
Januar1989 flugs erst im Vorstand de
Bremer Vulkan und dann bei de
Deutschen Bank sein Auskommen.
Siegfried Mann, Ex-Staatssekretär au
der Hardthöhe,wechselte alsHaupt-
geschäftsführer zum Bundesverban
der Deutschen Industrie. Waldem
Schreckenberger, bis1989 Staatssekre
tär im Kanzleramt, lehrtheute an de
Verwaltungshochschule Speyer.
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Der Clou: Auch im neuen Jobwird
den geschaßten Spitzenbeamten i
Pension weitergezahlt – es seidenn, sie
treiben es sodreist wie Jürgen Sudhof
60, bis Anfang des Jahres deutsch
Botschafter in Paris. Ausgesundheitli-
chen Gründen mit etwa 14 000Mark
monatlich in denRuhestandentlassen
war er doch nicht zukrank für einen
Beratervertrag bei Daimler-Ben
Jahressalärmehrere 100 000 Mark. Ei
kleiner Beamter wäre in den Dien
zurückbeordert worden –angesichts
seiner einsthohenStellungwurde Sud-
hoff lediglich derneue Job untersagt.
r

Besonders kraß ist
es, wenn jungeLeute
zu hochbezahlten Früh
pensionären werden.
Stephan Götzl etw
hatte gerade elfMona-
te lang dem einstige
rheinland-pfälzischen

Umweltminister Alfred
Beth (CDU) alsStaats-
sekretär gedient, als e
beim Regierungswech
sel im Sommer 1991
in den wohlversorgten
Ruhestand versetzt
wurde – mit 31Jahren.
Götzl kam von Kien-
baum. „Wir hätten ihn

auch sofort wiedergenommen“, sagt
sein Ex-KollegeEvers.

Wollen politischeBeamtenach einer
Pause wieder in den Staatsdienst
rückkehren,wird ihnen, nach demPrin-
zip der Besitzstandswahrung, ihr alt
Gehaltsniveau garantiert. So unterric
tet der früherehessische Regierung
sprecher Rolf Müller (CDU), Oberstu-
dienrat, heute als „teuerster Lehrer
Hessen“(GelnhäuserNeue Zeitung)mit
Staatssekretärs-Salär, knapp 13 000
Mark Grundgehalt, Deutsch und G
meinschaftskunde.

Der sächsischeRechnungshofpräs
dent Wienrich findet es schon emp
rend, daßPolitfunktionäre wie Müller
überhaupt als Beamteeingestellt wer-
den: „Ein Pressesprecher übtwahrlich
keine hoheitliche Tätigkeit aus.“ Ein
Zeitvertrag, notfalls mit einer Abfin-
dungaufzulösen,reicheaus.

Ob abgesägte Spitzenbeamte w
möglich an anderer Stelle eingesetz
werden könnten, wird meist nicht ge-
prüft. „Ein ehemaliger Staatssekretä
kritisiert der Ministerpräsident vo
Sachsen-Anhalt, Reinhard Höppne
(SPD), „kann doch immer noch her
vorragende Dienste als Abteilungsleit
tun. Verwendung geht vor Verso
gung.“ Die Dienstherren, fordertSteu-
erzahler-Präsident Däke, müßten ver-
pflichtet werden, eineandereStelle zu
finden.

Noch vor einer Änderung des Bu
desbeamtengesetzeshaben es die Län
der in der Hand,selbst diekrassesten
Mißstände zu beseitigen. In Niede
sachsen etwagibt es imBeamtengeset
schon eine dreijährigeProbezeit, die
auf drei Monateverkürzt werdenkann.
Erst danach entsteht einPensionsan
spruch.

Auch die hessischeLandesregierung
hätte den jetzt geschaßten Staatsse
tär Schädler nicht vomersten Tag an
als Lebenszeitbeamteneinstellen müs
sen, wenn sierechtzeitig das Gesetz g
ändert hätte.

Die Grünen, diejetzt wie die SPD
laut über die Prasserei schimpfen, h
-

die Pensionspraxis bislang nicht g
stört. Erst wenige Wochen, bevo
Staatssekretär Schädler gehenmußte,
hatte JustizministerRupert von Plott-
nitz (Grüne) die von seinerSPD-Vor-
gängerin geerbte Pressesprecherin m
35 Jahren in den Ruhestandgeschickt.
Auf Staatskosten vonGeldnöten be
freit, qualifiziert sie sich jetzt in aller
Ruhe weiter: Sie schreibt an ihrerDis-
sertation. Y


